
Landeshauptstadt Magdeburg 
Stellungnahme der Verwaltung Stadtamt Stellungnahme-Nr. Datum 

öffentlich Amt 31 S0041/14 14.02.2014 
zum/zur 
 
A0139/13 
der FDP-Ratsfraktion 
Bezeichnung 
 
Neuordnung Gewässerkategorisierung 
Verteiler                                                                                                                                         Tag 
 
Der Oberbürgermeister 25.02.2014 
Ausschuss für Umwelt und Energie 18.03.2014 
Ausschuss für Regionalentwicklung, Wirtschaftsförderung 
und kommunale Beschäftigungspolitik 27.03.2014 

Finanz- und Grundstücksausschuss 09.04.2014 
Stadtrat 24.04.2014 
 
 
Der Antrag für eine vierteljährliche Berichterstattung ist abzulehnen. 
 
 
Begründung: 
 
Die Unterhaltungspflicht für die Gewässer II. Ordnung obliegt den Unterhaltungsverbänden. 
 
Die Landeshauptstadt Magdeburg ist Mitglied in den Unterhaltungsverbänden „Untere Ohre“, 
„Elbaue“ und „Ehle/Ihle“. 
 
Durch den Unterhaltungsverband „Untere Ohre“ wurde der Landesbetrieb für Hochwasser-
schutz und Wasserwirtschaft (LHW) als bislang Zuständiger für die Unterhaltung der Gewässer 
I. Ordnung zwischenzeitlich aufgefordert, mit dem Verband im I. Quartal 2015 eine Begehung 
der Gewässer durchzuführen, um die bestehenden Probleme aufzunehmen und zu dokumentie-
ren. Vertreter der Landeshauptstadt werden an diesen Gewässerschauen teilnehmen.  
 
Des Weiteren wird der LHW durch die Landeshauptstadt aufgefordert, diese Schauen auch für 
die Bereiche der beiden anderen Unterhaltungsverbände durchzuführen. 
 
Es wird seitens der Verwaltung vorgeschlagen, den Stadtrat und die Ausschüsse nach Durch-
führung dieser Gewässerschauen über die Ergebnisse (Mängel/Probleme) und nach Abarbei-
tung der festgestellten Mängel entsprechend zu informieren. 
 
Bezüglich der auf die Landeshauptstadt zukommenden Kosten wird derzeit vom Rechtsamt in 
Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Finanzservice eine Verfassungsbeschwerde zur Neu-
fassung des Landeswassergesetzes hinsichtlich der Herabstufung der Gewässer I. Ordnung im 
Zusammenhang mit der Umlage der Unterhaltungsbeiträge und Verletzung des Konnexi-
tätsprinzips vorbereitet. Auch hier wird der Stadtrat selbstverständlich über den Ausgang des 
Verfahrens zeitnah informiert. 
 
 
 
Holger Platz 




